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eine lebenserhaltende TÄtigkeit fÅr die vorzeitig geborenen Kinder
ausgeÅbt werden. Ich habe darauf schom an anderer Stelle!) hin-
gewiesen. Man muÇ nur nicht Åber der der Mutter gewidmeten
Sorge das Kind vergessen. Die MortalitÄt unserer FrÅhgeburten wÅrde
noch viel geringer gewesen sein, wenn nicht so viele der Kinder
(auch aus GebÄranstalten) mit erheblichen Untertemperaturen ein-
geliefert worden wÄren. Eine erhebliche AbkÅhlung der Kinder gleich
nach der Geburt lÄÇt sich doch in jeder Frauenklinik vermeiden, ebenso
wie auch das dauernde Warmhalten der Kinder zu erreichen ist. Dazu
braucht man nicht fÅr jedes Kind eine eigene Pflegerin oder besonders
allzu kostspielige Einrichtungen.

Ich habe in der von Hofmeier angefÅhrten Arbeit hirrgewiesen
auf die groÇe Gefahr des initialen WÄrmeverlustes fÅr das
frÅhzeitig geborene Kind. Diese Gefahr besteht aber auch fÅr jedes
etwas schwÄchlich zur Welt kommende. Ich glaube sogar behaupten
zu kÉnnen, daÇ so manches Kind, bei dem nur LebensschwÄche als
Todesursache angegeben ist, an den Folgen des initialen WÄrme-
verlustes zugrundegegangen ist, also gewissermaÇen einen Erstarrungs-
tod erlitten hat. Je geringer das Fettpolster, je grÉÇer im VerhÄltnis
die KÉrperoberflÄche eines Kindes ist, desto mehr ist der Organismus
der AbkÅhlung ausgesetzt, und desto schwerer kann die WÄrme-
regulation in Gang kommen.

Bei einem ausgetragenen Neugeborenen betrÄgt die KÉrper-
wÄrme gleich nach der Geburt Ñ gemessen im Darme Ñ etwa 37,8Ö.
In den ersten Stunden p. p. soll dann eine Senkung stattfinden, die
2Ñ3Ö betragen kann. Die WÄrmeregelung gebraucht nun einige Zeit,
um sich einzustellen, hÄlt dann die KÉrpertemperatur auf gleicher
HÉhe.
Schwangerschaftsmonaten ausbildet, so beobachtet man bei den vor-
zeitig geborenen Kindern eine viel grÉÇere AbhÄngigkeit von der AuÇen-
temperatur. Es sind tÄgliche Schwankungen von 6,3Ö (Reiche) bis
zu 10Ö (Maday)*Ü) in den ersten Lebenstagen beobachtet worden.
Diese Schwankungen in der KÉrpertemperatur kÉnnen dann in ge-
ringerem MaÇe wochenlang bestehen und sind als Folgen des initialen
WÄrmeverlustes anzusehen. WÄhrend man beim Erwachsenen Ñ nach
den wenigen vorliegenden Angaben Åber die KÉrperwÄrme Erfrorener
zu urteilen Ñ noch bei einer DarmwÄrme von 24Ö [sogar bei 22,5
(Janssen)]á) auf eine Genesung hoffen àkann, gehen frÅhzeitig ge-
borene und schwÄchliche Kinder fast immer zugrunde, wenn die KÉrper-
temperatur unter 33Ö herabgegangen ist. Schon eine Temperatur-
herabsetzung bis auf 35Ö wirkt stark lebensbedrohend. Von den

konnten und Åber die ich an anderer Stelle ausfÅhrlich berichtet habe,
wurden nur 15% mit einer KÉrpertemperatur unter 34Ö aufgenommen.
Und auch von diesen waren 9 Kinder als schwÄchlich anzusehen.
Dagegen hatten von 70 FrÅhgeburten, die in den ersten 24Ñ48 Stunden
nach der Aufnahme starben, 60 = 86% eine Aufnahmetemperatur
von unter 35Ö. Diese Zahlen bestÄtigen vollkommen die Beobachtungen
Budins, der angibt, daÇ bei einer EigenwÄrme von 32Ö und weniger
die MortalitÄt 98% betrÄgt bei den Kindern unter 2000 g und 75%
bei den Åber 2000 g.

Man muÇ also wohl annehmen, daÇ diese Kinder an der
AbkÅhlung zugrundegehen, also erstarren.

Die klinischen Erscheinungen des Erstarrungstodes sind beim
erwachsenen Menschen nur schlecht beobachtet. Die prÄmortalen
Erscheinungen sind: SchwÄche, Somnolenz, blasse, livide Hautfarbe,
Verlangsamung der Herz- und AtemtÄtigkeit, Schwinden' der Re-
flexe und eventuell Muskelstarre. Der Tod tritt dann durch langsam

. abnehmende Erregbarkeit der zentralnervÉsen Organe ein und ist
als Erstickungstod anzusehen (Winterstein)Ü), Beim Tierversuch
konnte. man eine Steigerung des Stoffwechsels beobachten, deutlich
durch die Steigerung der CO,-Ausscheidung. Man muÇ also eine Er-
Éffnung der inneren WÄrmequellen annehmen.

Bei den 70 Kindern, die 24Ñ48 Stunden nach der Einlieferung
starben, fanden sich nun in den KrankenblÄttern folgende klinischen
Symptome festgelegt: Somnolenz, kalte, zyanotisch (bis tiefblau)
aussehende Haut und SchleimhÄute, Oedeme, Sklerem, Blutungen
in der Haut, aus der Nase, dem Darme und dem Nabel, fliegende,
zeitweise aussetzende, schwache HerztÄtigkeit, Atmung unregel-
mÄÇig, aussetzend, NasenflÅgelatmung, Asphyxie, diffuse Bronchitis.

Bei der Sektion findet man bei Erfrorenen: HyperÄmie und
Blutaustritte in den inneren Organen, Oedeme der Lungen, Pleura-
ergÅsse und manchmal Katarrh der Luftwege. Aehnliche Befunde
konnten in den Sektionen, die bei einigen der obenerwÄhnten FrÅh-
geburten vorgenommen wurden, auch festgestellt werden. Es sind
in den Sektionsprotokollen notiert: HyperÄmie der Leber, Him-
blutung, Blutung im linken Seitenventrikel, subkutane SchÄdelblutung,
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subperikardielle Blutung, VergrÉÇerung des Herzens, Atelektasen,
pneumonische Herde und katarrhalische Erscheinungen in den Lungen,

Eine derartige Zusammenstellung der einzelnen bei den ver-
schiedensten Kindern beobachteten Krankheitssymptome ergibt natÅr-
lich kein klares Bild, da nicht mit Sicherheit festgestellt werden kann,
auf welche Krankheitsursachen die einzelnen Symptome zu beziehen
sind. Auffallend ist aber die Aehnlichkeit, die zwischen den klinischen
und pathologischen Befunden bei frÅhzeitig geborenen Kindern mit
Untertemperaturen und den bei an Erstarrung zugrundegegangenen
Erwachsenen besteht. . Man kann daher wohl mit Recht. annehmen,
daÇ. die sogenannte âäLebensschwÄcheàã eines groÇen. Teiles der
frÅhzeitig geborenen und der lebensschwachen Kinder eine Folge
der initialen AbkÅhlung ist, daÇ diese Kinder also gewisser-
maÇen den Erstarrungstod erlitten haben.

Die Erkenntnis dieser Tatsachen weist uns den Weg des Handelns.
Jede stÄrkere AbkÅhlung gleich nach. der Geburt ist sorgfÄltigst zu
vermeiden, besonders wenn es sich um frÅhzeitig geborene oder kleinere,
untergewichtige Kinder handelt. Rechtzeitiges Bereitstellen mehrerer
mit heiÇem Wasser gefÅllter WÄrmflaschen, am besten Tonkruken,
die um das Kind herumgelegt werden kÉnnen, und Herrichtung eines
hinreichend angewÄrmten KÉrbchens verhÅten, daÇ in der ersten
der Mutter zuzuwendenden Sorge das kleine Lebewesen vernachlÄssigt
wird. Nach dem ersten Reinigungsbade, bei dem sehr vorsichtig zu
Werke gegangen werden muÇ, empfiehlt es sich, besonders bei kleineren
Kindern, den ganzen KÉrper mit Watte einzupacken. Bei ent-
sprechender sorgfÄltiger und sachkundiger Pflege wird es dann auch
mÉglich sein, Kinder mit einem Gewicht von mehr als 1500 g im Haus-

Kleinere Kinder bedÅrfen allerdings der kost-
spieligeren Anstaltsbehandlung. EinschrÄnkend mÉchte ich aber hinzu-
fÅgen, daÇ die FÄhigkeit der Temperaturregulation nicht allein ab-
hÄngig ist vom KÉrpergewicht, sondern vielmehr von der Gesamt-
konstitution des Kindes und der Schwere der eventuell erlittenen
SchÄdigungen.

Ist aber eine starke AbkÅhlung des KÉrpers eingetreten, so muÇ
man beim therapeutischen Vorgehen die beim erfrorenen Er-
wachsenen gemachte Erfahrungstatsache berÅcksichtigen, daÇ eine
schnelle ErwÄrmung sehr gefÄhrlich ist. Ein derartig abgekÅhltes
Kind also in ein zu warmes Bad zu legen, wÄre falsch. Ich habe auch
nach warmen BÄdern eine Verschlimmerung des Zustandes beobachten
kÉnnen, die ich mir seinerzeit oft nicht recht erklÄren konnte. Zweck-
mÄÇiger ist eine langsame ErwÄrmung im warmen Zimmer und in
der WÄrmewanne und erst spÄter folgende warme BÄder, deren Tem-
peratur anfangs ungefÄhr ein Grad Åber KÉrpertemperatur betrÄgt,
und die man dann langsam ansteigen lÄÇt. Besonders zu achten ist
auf die Anregung der HerztÄtigkeit durch hÄufige, nicht zu kleine
intramuskulÄre Gaben von KampferÉl. Neben der HerzschwÄche
wirkt am meisten lebensbedrohend die Exsudationin den feinsten
Lungenalveolen. Dagegen kann auÇer der Anwendung von Herz-
mitteln bei leidliichem KrÄftezustand eine Senfpackung in Frage
kommen, die bei guter Reaktion des KÉrpers eventuell wiederholt
werden kann. Auf den Wert der EmÄhrung und auf die Technik der-
selben habe. ich an anderen Stellen ausfÅhrlich hingewiesen.

So wird man bei manchem Kinde trotz der schweren SchÄdigung
durch den initialen WÄrmeverlust doch noch lebensrettend wirken
kÉnnen und dann Erfolge in der Aufzucht dieser Kinder erzielen, die
die äMÅhe und Kosten nicht als weggeworfenà erscheinen lassen.

Die Ärztliche Anzeigepflicht der kÅnstlichen

Schwangerschaftsunterbrechung.

Von R. Schaeffer in Berlin. \

Die zunehmende Einsicht von der verderblichen Wirkung des
GeburtenrÅckganges fÅr unser Vaterland sowie die Erkenntnis, daÇ
die von Aerzten vorgenommenen Schwangerschaftsunterbrechungen
in den letzten Jahren erheblich zugenommen haben, baben schon
vor dem Kriege weite Ärztliche Kreise veranlaÇt, nach Mitteln zur
Abhilfe zu suchen. BeeinfluÇt durch die ausfÅhrlichen Arbeiten Born-
trÄgers und die VorschlÄge Thorns, haben die Aerztekammern
die Frage erÉrtert, ob nicht auf dem Wege der staatlichen oder
Standesgesetzgebung die Zuziehung eines zweiten Arztes vor

Einleitung des Abortes und die Aufbewahrung des anzufertigen-
den Protokolls erzwingbar gemacht werden kÉnnten. Das Ver
gebliche solchen BemÅhens wurde namentlich von der Berliner
Aerztekammer betont: weder nach der sittlichen Seite (Be-
schrÄnkung unlauterer Machenschaften), noch vor allem nach der
wissenschaftlichen Seite (Einengung der Indikation) ist ein
Erfolg zu erhoffen, man mÅÇte denn auf den Einfall verfallen,

fÅr jedes die Unterbrechung begrÅndende Leiden die Zuziehung eines
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besonderen Facharztes zwangsweise vorzuschreiben. DaÇ dieser Aus-
weg fÅr uns Aerzte unertrÄglich und in kleineren StÄdten einfach
unausfÅhrbar wÄre, ist so einleuchtend, daÇ dieser Vorschlag, wenigstens
was seine gesetzliche Festlegung anlangt, wohl als abgetan bezeichnet
werden kann. Jedoch hat die in alle Ärztlichen Schichten gedrungene
Aussprache zweifellos das Gute gewirkt, daÇ die freiwillige Zuziehung
eines zweiten Arztes wohl allgemein jetzt als selbstverstÄndlich fÅr
jeden anstÄndigen Arzt gilt.

Noch weitergehende VorschlÄge, wie die, daÇ vor Einleitung
der kÅnstlichen Unterbrechung die Genehmigung des Kreisarztes ein-
zuholen sei, oder daÇ nur in Éffentlichen Kliniken derartige Eingriffe
stattfinden dÅrfen, haben keinen Widerhall gefunden und kÉnnen
fÅglich hier auÇer ErÉrterung bleiben.

In der Sitzung der Gesellschaft fÅr Geburtshilfe und GynÄko-
logie zu Berlin vom 25. Februar 1916 brachte Herr Bumm einen
anderen Vorschlag zur Sprache: die Anzeigepflicht der statt-
gehabten Ärztlichen Schwangerschaftsunterbrechung an
den beamteten Arzt. Dieser Vorschlag wurde von der äErweiterten
Wissenschaftlichen Deputation fÅr das Medizinalwesenàà aufgenommen
und im Dezember 1917 und Januar 1918 in der Berliner Medizinischen
Gesellschaft in vier ausgedehnten Sitzungen besprochen. Zu einer
Abstimmung kam es auf BeschluÇ des Vorstandes nicht!). Da aber
Herr Bumm erwÄhnte, daÇ das Ministerium diesen Antrag weiter
zu verfolgen gedenke und daÇ der Fall Henkel seine Schatten noch
weiterwerfe, so liegt fÅr den gesamten Ärztlichen Stand Veranlassung
genug vor, sich mit diesem Antrage zu beschÄftigen.

Als Hauptgrund sowohl fÅr diesen Antrag wie fÅr die Ähnlich
gerichteten Bestrebungen frÅherer Jahre wurde stets angegeben, daÇ
man verbrecherischen Aerzten, die ausà eigennÅtzigen Beweg-
grÅnden den Eingriff vomÄhbmen, das Handwerk legen mÅsse. So
rÅckhaltlos auch solche BemÅhungen zu unteåstÅtzen sind, so ist doch
leicht zu zeigen, daÇ die Anzeigepflicht gerade gegenÅber
unlauteren Elementen ein Schlag ins Wasser ist.

Denn da doch nur die kÅnstliche Einleitung, nicht aber die Ärzt-
âliche Behandlung des im Gange befindlichen, Abortes gemeldet werden
soll, so ist es fÅr jeden Arzt, der verbrecherische Wege gehen will,
leicht, jeden Fall zunÄchst in einen beginnenden Abort zu ver-
wandeln, um dann Ñ ungehindert durch eine Anzeigepflicht Ñ ihn
auch zu Ende zu fÅhren. ;

Femer sind die gesetzlichen Strafen fÅr Abtreibung schon jetzt
so hoch (bis zehn Jahre Zuchthaus), daÇ sie kaum verschÄrft werden
kÉnnen. Wer also diese und sein Gewissen nicht scheut, wird auch
durch die Strafe fÅr unterlassene Anzeige (und sollte sie, wie Prof.
Kahl in der Berliner Medizinischen Gesellschaft vorschlug, bis ein
Jahr GefÄngnis gehen) kaum zu beeinflussen sein. Mithin wird diese
unserer lebhaftesten Zustimmung sichere Absicht der EinschrÄnkung
der verbrecherischen Abtreibung durch die Anzeigepflicht in keiner
Weise gefÉrdert. ç

Als zweiter Grund, der fÅr die Anzeigepflicht ins Feld gefÅhrt
wird, ist die.Verhinderung der aus sozialer und rassenhygieni-
scher Indikation vorgenommenen Schwangerschaftsunterbrechung.
Es mag zugegeben werden, daÇ etwa ein Jahrzehnt vor dem Weltkriege
eine radikalsozialistische StrÉmung in dem Niedrighalten der Geburten
ein politisch erstrebenswertes Ziel erblickte und einzelne Aerzte nicht
nur zur theoretischen, àsondern auch zur praktischen Handhabung
der sozialen Indikation verleitete.

FÅr ebenso unzweifelhaft halte ich es aber, daÇ die vielfÄltigen
ErÉrterungen in Ärztlichen Vereinen und Zeitschriften, die der kÅnst-
liche Abort namentlich in den letzten Jahren gefunden hat, in jedem
Arzte das klare BewuÇtsein wachgerufen haben, daÇ die zugestandene
Schwangerschaftsunterbrechung aus dieser Indikation heraus
sowohl vor dem ordentlichen Gericht wie vor den Ärztlichen Standes-
gerichten als verbrecherische Abtreibung angesehen und be-
straft werden wÅrde. Wer trotz dieses BewuÇtseins das Verbrechen
begehen will, wird auch die Anzeigepflicht in der einen oder
anderen Weise zu umgehen wissen,

Die Schwierigkeit, sich Åber die soziale Indikation zu verstÄndigen,
liegt in ihrer hÄufigen Vergesellschaftung mit kÉrperlichen Krankheiten
und der daraus sich ergebenden verschiedenen Begriffsbestimmung.
Ueber die vÉllige Verwerflichkeit der reinen sozialen Indikation sind
wir uns alle wohl ebenso einig wie darÅber, daÇ besonders un-
gÅnstige soziale VerhÄltnisse ein bestehendes ernsthaftes Leiden
zu einem tÉdlichen machen kÉnnen und daher pflichtgemÄÇ bei der
Frage der Schwangerschaftsunterbrechung mit zu erwÄgen sind. Die
Meinungsverschiedenheit und das vielfach unklare Hin- und Herreden
Åber die soziale Indikation setzt erst ein bei der Beurteilung des
einzelnen Falles, ob und in welchem Grade die vorhandene emste

u) Der Wortlaut des Bummschen Antrages ist abgedruckt in Nr. 5

Erkrankung (eine solche muÇ natÅrlich stets vorliegen) duåch anke
weitige, soziale, ungÅnstige VerhÄltnisse eine schwere VerschÄrfung
erfÄhrt. Und diese naturgemÄÇ ungleiche Beurteilung des einzelnen

wenig geregelt wie kontrolliert werden.

Eine dritte, viel beherzigenswertere, aber in den bisherigen
Éffentlichen Aussprachen wenig hervorgetretene BegrÅndung der
Anzeigepflicht liegt in dem an sich durchaus berechtigten Bestreben,
auch die rein medizinische, therapeutische . Anzeige der

Schwangerschaftsunterbrechung einzuschrÄnken. Ich selbst habe
schon vor lÄngeren Jahren und wiederholentlich darauf aufmerksam
gemacht, wie stark die medizinischen Indikationen fÅr die Einleitung

des Abortes seit Anfang dieses Jahrhunderts zugenommen haben.

Wenn wir hÉren, daÇ Ahlfeld in Marburg und der verstorbene Fritsch

in Bonn in 30jÄhriger TÄtigkeit nur zwei- oder dreimal den Eingriff
vorgenommen haben, und damit vergleichen, daÇ an der Berliner
UniversitÄts-Frauenklinik und an der Charite (1910Ñ1915) in fÅnf-

bis sechsjÄhrigem Zeitraum 59- und 140 mal der Abort eingeleitet wurde,
so folgt ganz zwingend hieraus, daÇ die klinischen Berater, die in den

letzten Jahren die Notwendigkeit dazu bescheinigten, andere und

weitere Indikationen aufstellten, als es in Marburg und Bonn. seiner-
zeit geschehen ist! Es folgt hieraus aber auch, wie verkehrt es wÄre,
die Schuld an der hÄufigeren Indikationsstellung der namenlosen Schar
der Aerzte aufzubÅrden und dabei durchblicken zu lassen, daÇ Ge-
fÄlligkeit und andere unlautere BeweggrÅnde die eigentliche Trieb-
feder wÄren. Wenn wir in dem dem Kriege vorangegangenen Jahr-
zehnt die Zeitschriften, die Berichte aus wissenschaftlichen Gesell-
schaften und Kongressen erfÅllt sehen von Schilderungen der Ge-

fahren, die alle mÉglichen Krankheiten durch die Schwangerschaft
angeblich erfuhren, wenn Éffentlich von hochangesehener Seite ver-

kÅndet wird, daÇ die Tuberkulose in der Schwangerschaft sich äfast
regelmÄÇig verschlimmereàã und daÇ man änicht erst darauf warten
mÅsseã, wenn von ersten FachmÄnnern immer neue Verfahren
zur Entfernung der Schwangerschaft und der dauernden oder
der zeitweiligen Sterilisierung der Kranken angegeben werden, ja,
wenn die Ausrottung des gesamten Genitaltraktus als direktes Heil-
mittel gegen die Tuberkulose empfohlen wird Ñ ist es da ein Wunder,
wenn Tausende von Aerzten, im Vertrauen auf ihre wissenschaftlichen
FÅhrer, diese Lehren in die Tat umsetzen?Wenn also beieinem wissen-
schaftlichen Irrtum Åberhaupt von einer Schuld gesprochen
werden kann, so liegt sie vornehmlich auf seiten derer, die als FÅhrer
der Wissenschaft auftreten. Welche Mittel zu ergreifen sind, um die
bereits erwachte Erkenntnis dieses wissenschaftlichen Irrtums zu
fÉrdern, kann an dieser Stelle nicht ausgefÅhrt werden.

Niemand wird aber behaupten wollen, daÇ die Anzeigepflicht
an den Kreisarzt ein geeignetes Mittel sei; um, wissenschaftliche An-
sichten oder IrrtÅmer richtigzustellen.

Viertens. Von einem ganz anderen Geiste durchdrungen als
die bisherigen BegrÅndungen ist die, die Herr Krohne uns seiner-

zeit in der Erweiterten Wissenschaftlichen Deputation fÅr das Me-

dizinalwesen vortrug: äDie Anzeigepflicht soll die Aerzte und die
BevÉlkerung darÅber aufklÄren, daÇ die Schwangerschaftsunterbrechung
kein Eingriff ist, der sich rein privatrechtlich und vertraglich zwischen

dem Arzt und seinem Kranken abspielt. Wenn ein Arzt tÄglich ein
dutzendmal den Blinddarm herauszuschneiden fÅr gut hÄlt, so geht
dies den Staat zunÄchst nichts weiter an. Die Vemichtung des kei-
menden Lebens aber berÅhrt auf alle FÄlle die Interessen des Staates.
Um diesen Vorgang muÇ er wissen.à

Im Gegensatze zu den frÅheren, rein polizeilichen BegrÅndungen
ist hier lediglich der eå ziehliche Zweck und das unverÄuÇerliche staat-
liche Aufsichtsrecht betont. Mit beiden kÉnnen wir uns unbedingt
einverstanden erklÄren und wÅrden unter dieser BegrÅndung auch
der Anzeigepflicht Ñ falls nichts Besseres an seine Stelle gesetzt werden
kÉnnte, worÅber spÄter gesprochen werden soll Ñ zustimmen, wenn
wir nicht sicher vorbersÄhen, daÇ uns mit ihr gleichzeitig eine be-
hÉrdliche Kontrolle unserer Indikationsstellung auferlegt
werden soll. f

Denn dies ist der entscheidende Punkt bei der ganzen
Anzeigepflicht.

Wenn auch in dem Wortlaute desBummschen Vorschlags eine
Kontrolle der Indikationsstellung nicht erwÄhnt ist, sondern
nur von äder Kontrolle des therapeutischen Aborts durch Anzeige
an den beamteten Arztã gesprochen ist, so geht sie doch aus dem In-
halte seiner AusfÅhrungen sowie der des Herm Kahl vÉllig eindeutig
hervor.

Und nun mache man sich klar, wie sich, wenn dieser Vorschlag
Gesetz wird, die Anzeigepflicht in Wirklichkeit abspielen wird: Je
arbeitsfreudiger und pflichteifriger der beamtete Arzt (Kreisarzt)
ist, desto mehr. wird er es fÅr seine Pflicht erachten, jedes einzelne
Protokoll Åber eine eingeleitete Schwangerschaftsunterbrechung darauf-
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hin gewissenhaft durchzulesen, ob auch die drei Bedingungen, unter
denen allein die Unterbrechung straffrei ist, nach seiner Auf-
fassung voll gewahrt sind. Er wird und muÇ prÅfen, denn das
"ist der Sinn des Geretzes, ob 1. cine unmittelbare, gegen-
wÄrtige (vielleicht sogar unverschuldete) schwerste Gefahr, fÅr
Leben und. Gesundheit der Schwangeren bestand, 2. ob auf keine
andere Weise die Gefahr sonst abzuwenden gewesen wÄre, und 3., ob
der Zustand nicht bereits so hoffnungslos war, daÇ durch die Unter-
brechung die Gefahr nicht mehr abzuwenden war. Und wenn der be-
amtete Arzt in einem dieser drei Punkte nicht voll Åberzeugt ist, ist
er zu einer RÅckfrage verpflichtet.

Es dÅrfte nicht schwer sein, gegen jedes derartige Protokoll,
auch wenn es aus einer Kgl. Klinik stammt, pflichtgemÄÇ Einwendungen
zu erheben. Es ist aber anzunehmen, daÇ die KreisÄrzte kein BedÅrfnis
empfinden werden, gerade an den Protokollen der Kgl. Institute ihr
Aufsichtsrecht zu Åben. Um so gewissenhafter und sorgfÄltiger werden
sie es aber ausÅben gegenÅberden Aerzten, die nicht in gleich
bevorzugter Stellung ihren Beruf ausÅben, gegenÅber den
frei praktizierenden Aerzten. Und wenn ein solcher auch die
felsenfeste Ueberzeugung .hat, daÇ er an Gewissenhaftigkeit und Sach-
kunde hinter niemand zurÅckstebt, so droht ihm in jedem Falle, in
dem der Kreisarzt anderer Auffassung Åber die Indikation ist, die RÅck-
frage, und, wenn auch deren Beantwortung den Kreisarztnicht Åberzeugt,
dessen pflichtgemÄÇe Anzeige, d.h.der Vorwurf eines entehrenden
Verbrechens,.das selbst bei Annahme mildernder UmstÄnde mit sechs
Monaten GefÄngnis bestraft wird. Zu alten Zeiten sollen Gewaltherrscher
"bisweilen hinter den Arzt, der die KÉnigstochter operierte, gleich den
Scharfrichter gestellt haben, der, wenn die Operation miÇglÅckte,
den Arzt hinzurichten hatte. Dieses Verfahren ist fast ungefÄhrlich
zu nennen gegenÅber dem hier beabsichtigten. Denn ob eine Operation
glÅcklich oder unglÅcklich auslÄuft, lÄÇt sich objektiv entscheiden;
ob aber eine Indikation berechtigt oder unberechtigt ist, unterliegt
ausschlieÇlich der jeweiligen Beurteilung. Und wenn der Arzt
nicht nur eines, sondern dreier Kollegen Zustimmung zu der Unter-
brechung gefunden hat, so ist keinerlei BÅrgschaft, daÇ der fÅnfte
Arzt ebenso urteilt. Ist aber dieser fÅnfte Arzt zufÄllig der zustÄndige
Kreisarzt, so ist es diesem vÉllig in die Hand gegeben, die bÅrgerliche
Ehre des anderen aufs schwerste zu schÄdigen. Man wende pvicht ein,
daÇ man doch zu dem Takte der beamteten Aerzte soviel Zutrauen
haben kÉnne, daÇ sie ein so schroffes Vorgehen nicht einschlagen werden.
Der Ärztliche Stand unterwirft seine Handlungen seinem Gewissen,
der Billigung seiner Kollegen und dem Gesetze. Von dem
Takte eines ganzen Personenkreises kann er seine ÄuÇere
Ehre nicht abhÄngig gemacht wissen. Er schÄtzt die beamteten
Aerzte viel zu hoch, als daÇ er es ertrÄglich fÄnde, in eine geradezu
unwÅrdige AbhÄngigkeit von ihnen zu geraten.

Die Anzeigepflicht der Indikationsstellung kann nicht anders
alsein schweresMiÇtrauen gegen.die Aerzteinihrer Gesamtheit
aufgefaÇt werden. Wie unberechtigt dieses MiÇtrauen ist, zeigt die
einmÅtige Verurteilung, die der Fall Henkel in der gerade von
praktischen Aerzten und fÅr praktische Aerzte geschriebenen Standes-
presse gefunden hat, eine Verurteilung, die viel schÄrfer war, als sie
die SachverstÄndigen in Jena an den Tag legten.

Die Indikationsstellung zu jedem Eingriff war und wird immer
bleiben eine rein innerliche, ganz persÉnliche Beurteilung des Arztes,
die durch wissenschaftliche GåÅnde und von der sittlichen Seite her
wohl beeinfluÇt werden kann und soll Ñ und in dieser Richtung kÉnnte
manches noch geschehen Ñ die aber durch behÉrdliche Kontrolle
nimmermehr beschrÄnkt werden kann. Die behÉrdliche Kontrolle
wÅrde auf der einen Seite das VerantwortlichkeitsgefÅhl, das der Arzt
seinem Kranken gegenÅber hat, aufheben, auf der anderen Seite aber
das Palladium und hÉchste Gut unseres Standes, das Recht, nach
freiem, bestem Gewissen (innerhalb des Gesetzes) handeln zu dÅrfen,
vernichten.

. GegenÅber dieser grundsÄtzlichen Ablehnung einer Anzeige-
pflicht, die mit einer Anzeige der Indikation verbunden ist, kÉnnte
es nebensÄchlich erscheinen, auf den Wortlaut des Antrages Bumm
im einzelnen einzugehen.

Der Antrag sieht zwei MÉglichkeiten vor: 1. die Anzeige des
kÅnstlichen Aborts mit Namensnennung der Kranken und 2. eine
Anzeige ohne Namensnennung.

Im ersteren Falle ist als sicher vorherzuschen, daÇ die Frauen,
die eine Unterbrechung wÅnschen, in BefÅrchtung der ihnen drohenden
polizeilichen Nachforschungen den gewissenhaften, die Anzeige er-
stattenden Arzt noch mehr meiden und sich gewissenlosen Per-
sonen anvertrauen wÅrden. Das Volkswohl, das geschÅtzt werden
soll, wÅrde dadurch erheblichen Schaden leiden. Eine Anzeige obne
Nennung des Namens wÄre ein Messer ohne Heft und Klinge und kann
emsthafterweise nicht mehr als eine Kontrolle aufgefaÇt werden.

Keine Verwaltung oder gesetzgebende KÉrperschaft wÅrde eine so
wirkungslose MaÇnahme beschlieÇen.

BerÅcksichtigt man schlieÇlich den gerade von Herm Bumm
mittels umfassender Statistik erbrachten Nachweis, daÇ die Zahl der
Ärztlichen Unterbrechungen nur einen winzigen Bruchteil der
gewollten Aborte Åberhaupt darstellt, so ersieht man, daÇ gegenÅber
der schweren BeeintrÄchtigung der Ärztlichen WÅrde und Berufs-
ausÅbung sowie gegenÅber der direkten FÉrderung der Abtreiber Åber-
haupt kein nennenswerter Gewinn fÅr die Volkswohlfahrt aus dem
ganzen Vorschlage zu erhoffen ist. 5

(In einem zweiten Aufsatze wird ein Gegenvorschlag begrÅndet
werden.)

Aus der Infektionsabteilung des Allgemeinen Krankenhauses
Barmbeck-Hamburg. (Direktor: Prof. Rumpel.)

Panoptische SchnellfÄrbung.

Von Dr. R. Deussing.

Die. kombinierte May-GiemsafÄrbung nach Pappenheim ver-
eint die VorzÅge der GiemsafÄrbung mit den meisten VorzÅgen der
Jenner-GrÅnwaldfÄrbung !. Sie gewÄhrleistet sowohl die einwand-
freie FÄrbung des Kernes der weiÇen Blutzellen mit guter Differenzierung
des ChromatingerÅstes als eine scharfe Darstellung der Granulationen
der Zellen des myeloischen Systems und. der AzurkÉrnung der Lymph-

der roten BlutkÉrperchen in allen Feinheiten.

Bei der weiten Verbreitung dieser FÄrbemethode dÅrfte ein Ver.
fahren willkommen sein, das die FÄrbedauer herabzusetzen, die Manj.
pulationen bei der FÄrbung zu vereinfachen imstande ist, ohne den
VorzÅgen der FÄrbung im Åbrigen Abbruch zu tun.

Wir verfahren folgendermaÇen:

Die FarblÉsungen sind in Tropfflaschen (etwa 30 ccm) vorrÄtig
zu halten.

Das in einen Farbtrog (nach Giemsa) gelegte PrÄparat wird
vollstÄndig in dicker Schicht mit May- GrÅnwalds Eosin-Methylen-
blau bedeckt und damit fÅr zwei bis drei Minuten fixiert, die Farbe
darf wÄhrend der Fixationszeit nicht vom ObjekttrÄger ablaufen
(DeckglÄschenausstriche kÉnnen) in derselben Weise in BlockschÄlchen
behandelt werden. Dann werden aus dem Tropfglas 10Ñ15Ñ20
Tropfen unverdÅnnter GiemsalÉsung direkt in die auf dem PrÄparat
stehende FarblÉsung hineingetropft, indem sie Åber das ganze PrÄ-
parat verteilt werden. âIm Anschlusse daran gibt man aus einer Spritz-
flasche oder aus einem StandgefÄÇe soviel destilliertes Wasser in den
Farbtrog, daÇ das PrÄparat vÉllig und reichlich bedeckt ist, also etwa
bis zur halben HÉhe des Farbtroges. Gut umschÅtteln. Stehenlassen
und nochmals umschÅtteln. Nach zwei bis drei Minuten die Farb-
flÅssigkeit abgieÇen, durch frisches Aqua destillata ersetzen, gut um-
schÅtteln, noch ein oder mehrere Male Wasser erneuern, bis der blÄulich-
violette Farbton des PrÄparats einem leuchtend roten gewichen ist.
Dann fÄrbt sich das Wasser nicht mehr blÄulich, Trocknen mit FlieÇ-
papier.

Das Verfahren wird durch die in der letzten Zeit ungleiche FÄrbe-
kraft der GiemsalÉsung beeintrÄchtigt, in demselben MaÇe wie jede
andere GiemsafÄrbung. Es ist deshalb beim Gebrauche neuer LÉsungen
unter UmstÄnden eine neue PrÅfung der nÉtigen FÄrbezeit erforderlich.

Im allgemeinen kann man sagen, daÇ man nicht leicht Åber-
fÄrben kann, da man durch lÄngeres WÄssern einen UeberschuÇ an
IntensitÄtder FÄrbung wieder rÅckgÄngig machen kann. :

Wir fÄrbten im Sommer 1917 2 Minuten mit May-GrÅnwald
und 1Ñ2 Minuten mit Giemsa (bei SÑ-10 Tropfen Giemsafarbe). Jetzt
sind fÅr die GiemsafÄrbung meistens 2Ñ3 Minuten nÉtig. Im all-
gemeinen dÅrfte diese Zeit reichlich genÅgen, im Notfalle muÇ sie ver-
lÄngert werden. Von der Dauer des WÄsserns hÄngt viel ab, bei schwÄ-
cherer FÄrbung genÅgt kurzes SpÅlen mit Aqua destillata. Durch
Vermehrung der Giemsgtropfenzahl ist natÅrlich ebenfalls leicht zu
korrigieren.

Wir bekommen trotz der erwÄhnten UngleichmÄÇigkeit der Farb-
lÉsungen immer gute FÄrbungen bei einer GesamtfÄrbezeit von hÉchstens
fÅnf bis sechs Minuten. Gute Ausstriche sind natÅrlich wie fÅr jede
gute FÄrbung Voraussetzung.

1) Pappeonheim, Fol. hÄmatol. 1917 H.1 S. 15.


